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daß die Staatshoheitsgrenze zwi­
schen der Bundesrepublik und den 
N iederlanden in der Strommitte 
bzw. dem sogenannten Talweg 
verläuft. Demgegenüber vertrat 
und vertritt nodi heute Deutsch­
land den Standpunkt, daß beide 
Ufer deutsches Hoheitsgebiet sind, 
also das gesamte Mündungsgebiet, 
sowohl das Ostufer — was unbe­
stritten ist — als auch das W est­
ufer. Bekanntlich ist der Busen des 
Dollart erst im 14. bis 16. Jahr­
hundert durch Aufstauung des 
Flußwassers von Süden und durdi 
Springfluten von Norden entstan­
den. Er hatte eine weit größere 
Ausdehnung als heute. Im 17. und 
18. Jahrhundert wurde er durch 
Einpolderung von deutsdier und 
niederländischer Seite eingeengt.

Bei der Frage über die T r a k - 
t a t e n l ä n d e r e i e n  handelt es 
sich um die ehemals in deutschem 
Besitz befindlidien Grundstücke auf 
holländischem Boden, die ihren ur- 
sprünglidien Eigentümern zurück­
gegeben werden sollen. Eine In­
teressengemeinschaft der T raktat­
geschädigten protestierte bereits 
am 1. März 1957 in einem Tele­
gramm an den Bundesaußenmini­
ster gegen angebliche Pläne, nach 
denen die Bundesregierung auf die 
Rückgabe des deutschen Traktat­
eigentums verzichten will.

Ein w eiterer Gegenstand der 
Besprechungen war auch die Frage 
der Erweiterung des im Jahre 1920 
geschlossenen V ertrages über nie­
derländische A b b a u r e c h t e  im 
Erkelenzer und Heinsberger Koh­
lengebiet. Gegen die Überlassung 
von Abbaurechten an die nieder­
ländische Staatszeche „Beatrix" 
protestierte gleichfalls die vorge­
nannte Interessengemeinschaft der 
Traktatgeschädigten.

In der Frage der die N ieder­
länder besonders interessierenden 
Restitutionsansprüche, die sich auf 
holländische A u s l a n d s b o n d s ,  
die während des Krieges von 
Deutsdiland erworben wurden, be­
ziehen, und die von ursprünglich 
200 Mill. auf 100 Mill. Gulden her­
abgesetzt wurden, sind bislang 
keine Fortschritte erzielt worden.

Zur Diskussion stand die Frage 
der ermäßigten Frachttarife auf 
dem Rhein und die „ F r e i h e i t  
d e r  R h e i n s c h i f f a h r t “. Die 
Grundlage des Regimes auf dem 
Rhein ist die Mannheirtier Kon­
vention von 1868, die eine in ter­
nationale Schiffahrtsfreiheit für den 
grenzüberschreitenden V erkehr an­
erkennt. Der Begriff der „Rhein- 
sdiiffahrt", deren Freiheit sie re­
gelt, umfaßt nur den internatio­
nalen V erkehr und gewährt kei­
nen Ansprudi, diesen auch auf den

Binnenverkehr (Cabotage) auszu­
dehnen. Handels- und Schiffahrts­
freiheit sind verschiedene Begriffe. 
Auf keinen Fall ist Cabotagefrei- 
heit ein wesentlicher Bestandteil 
der Schiffahrtsfreiheit. Es bleibt 
den Unterzeichnern der Rheinakte 
über die M annheim er A kte hinaus 
frei, Dritten Vorteile einzuräumen.

Der niederländische V ertreter 
van Eysinga regte gelegentlich von 
Besprechungen über eine neueRhein- 
akte im Jah re  1924 an, die Schiff­
fahrtsfreiheit auch auf die Cabo­
tage auszudehnen, ein Vorschlag, 
der in dem W ortlaut der Akte 
keinen Niederschlag gefunden hat. 
Die niederländische Regierung er­
strebt für ih re  Rheinflotte die Zu­
lassung zur A usführung von Trans­
porten innerhalb des deutschen 
Staatsgebietes, was w irtsdiaftlidi 
verständlich ist. Die Regierungen 
der Bundesrepublik und der N ie­
derlande haben in dieser Frage 
entgegengesetzte S tandpunkte ein­
genommen. Die deutsche Seite ist 
der Ansicht, daß Cabotage mit der 
in der M annheimer A kte verbrief­
ten Freiheit der Rheinschiffahrt 
unvereinbar sei; die niederländi­
sche Seite dagegen w eist immer 
w ieder darauf hin, daß audi für 
die Cabotage das Redit der Frei­
heit der Rheinschiffahrt zur An­
wendung kommen müsse. (L. D.)

Zuschrifi: Gemeinsamer Markt und Freihandelszone

D ie Industrie- und H andelskam m er zu  D üsseldorf h a t uns 
fo lg en d e  S tellungnahm e ihres Außenhandelsausschusses 
zu r  E rgänzung unserer im  Februarhefl veröffentlichten  
D iskussion über F ragen des „G em einsam en M arktes“ zur  
Veröffentlichung zu gesan d t:

Die schnellstmöglidie Realisie­
rung des Gemeinsamen M ark­

tes ist ein dringendes politisches 
Erfordernis und liegt durchaus im 
Interesse der Bundesrepublik. Die 
damit verbundenen, zum Teil sehr 
schwerwiegenden, wirtschaftlichen 
Opfer und Belastungen sollten nicht 
zu einer Ablehnung des „Gemein­
samen M arktes" veranlassen. W ohl 
aber ersdieint es unerläßlich, die 
sdiw eren wirtschaftlidien Belastun­
gen dadurch zu mildern, daß gleich­
zeitig mit dem „Gemeinsamen 
Markt" die Europäische Freihan­
delszone verw irklidit wird.

Der Bundesregierung muß es ge­
lingen, in bezug auf die politisdien 
und w irtsdiaftlidien Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und 
der Sowjetzone mit den übrigen 
Partnern des „Gemeinsamen M ark­
tes" solche Vereinbarungen zu 
treffen, daß die bestehenden Rege­
lungen zwischen der Bundesrepu­
blik und der Zone in keiner W eise 
gefährdet werden. Die durch die 
politisdie Zerreißung Deutsdüands 
verursachte wirtschaftliche Sonder­
lage der Zonenrandgebiete macht 
es notwendig, daß der Bundesre­
gierung in bezug auf erforderliche

Hilfsmaßnahmen für diese Gebiete 
— wie Fraditvergünstigungen und 
dergleidien — jede H andlungsfrei­
heit seitens der übrigen Partner 
des „Gemeinsamen M arktes" zuge­
sichert wird.

D er A u ß en zo llta r if
Zu größter Besorgnis gibt die 

Einführung des sogenannten Außen­
zolltarifs Anlaß, die eine w esent­
liche Erhöhung der deutschen Zoll­
belastung mit sich bringen wird, 
durch die die preisdämpfenden 
Effekte der konjunkturpolitischen 
Zollsenkungsmaßnahmen illuso­
risch gem adit w erden könnten. Es 
ist darüber hinaus festzustellen, 
daß die Erhöhung von 70—80 "/o 
aller Einfuhrzölle die Konkurrenz­
fähigkeit der deutsdien W irtschaft 
auf anderen M ärkten ungünstig be­
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einflussen dürfte. Neben einer Ver- 
sdilediterung der W ettbewerbslage 
ist eine allgemeine Verteuerung 
der Lebenshaltungskosten zu er­
warten, da 72 “/o der Einfuhren 
nicht aus dem „Gemeinsamen 
Markt" kommen. Diese mit zum 
Teil wesentlidi erhöhten Zöllen be­
lasteten Einfuhren würden jedoch 
nach Realisierung der Europäisciien 
Freihandelszone nicht mehr 72 ”/o, 
sondern nur noch 32 Vo der Gesamt­
einfuhr betragen. Die Bildung des 
„Gemeinsamen Marktes" ohne Ein­
richtung der Europäischen Freihan­
delszone sollte in jedem Falle ver­
mieden werden.

Die in Aussicht genommene Re­
gelung im landwirtschaftlichen Be­
reich läßt befürchten, daß die von 
der französischen Regierung gefor­
derten Verpflichtungen zur Ab­
nahme großer Mengen französi­
scher Agrarprodukte zu Preisen, 
die wesentlich über den W elt­
marktpreisen liegen, eine erheb­
liche Schädigung der deutschen 
wirtschaftlichen Interessen nach 
sich ziehen wird.

Einbeziehung überseeischer G ebiete
Die französischen Wünsche auf 

Einbeziehung der überseeischen 
Gebiete in den „Gemeinsamen 
Markt" mit dem Ziel, den Produk­
ten dieser Gebiete eine Präferenz 
in der Bundesrepublik gegenüber 
den Produkten aus anderen Län­
dern zu geben, sowie mit dem Ziel 
einer finanziellen Beteiligung der 
Bundesregierung an den allgemei­
nen Aufwendungen der französi­
schen Regierung in diesen Gebieten 
geben zu größter Besorgnis Anlaß. 
Abgesehen von der schweren finan­
ziellen Belastung des Bundeshaus­
halts muß damit gerechnet werden.

daß wichtige H andelspartner der 
Bundesrepublik sich dadurch dis­
krim iniert fühlen und die Bundes­
regierung auch für eine Afrika­
politik mit verantwortlich machen, 
auf die sie kaum Einfluß auszuüben 
vermag.

W irtschaftspolitische P roblem e
W ährend der letzten Brüsseler 

Verhandlungen sollen auch beson­
dere V ereinbarungen auf dem 
W ährungsgebiet getroffen worden 
sein. Die offenbar zugesagte W äh­
rungshilfe bei Zahlungsbilanz­
schwierigkeiten einzelner Partner 
im EZU-Raum oder im Dollar- 
Raum dürfte die Position der an­
deren Partner schwächen, ohne daß 
ausreichende Sicherungen dafür ge­
geben sind, daß diese Hilfe die 
empfangenden Partner, zu einer 
wirksamen Revision ihrer inflato­
rischen Wirtschafts- und W ährungs­
politik verpflichtet. In die V erein­
barungen über den „Gemeinsamen 
Markt" zur Frage der W ährungs­
politik dürfen keine Bestimmungen 
aufgenommen werden, die den 
seit 1955 geplanten Übergang von 
der Europäischen Zahlungsunion 
zum Europäischen W ährungsab­
kommen — und damit eine weitere 
Annäherung an die Konvertibili­
tä t — erschweren.
Eine Lücke in den vorgesehenen 
Vereinbarungen ist, daß sie offen­
sichtlich nur wenig wirksame Maß­
nahm en in bezug auf eine Koordi­
nierung der allgem einen W irt­
schafts- und K onjunkturpolitik ent­
halten. Bisher herrscht der Ein­
druck, daß die so erfolgreichen Be­
mühungen, insbesondere der fran­
zösischen Delegation, Schutzmaß­
nahm en und Bremsen dagegen ein­
zubauen, daß das eigentliche Ziel

des „Gemeinsamen M arktes", näm­
lich die Erleichterung internationa­
ler A rbeitsteilung zur Erhöhung 
der W ettbewerbsfähigkeit und 
Steigerung der Realeinkommen, 
konsequent realisiert wird, die Ge­
fahr mit sich bringen, daß die 
W irtschaft in den Ländern des „Ge­
meinsamen M arktes" durch ver­
stärkten  Protektionismus und eine 
weitgehende Anwendung dirigisti­
scher M ethoden in ihrer Leistungs­
fähigkeit gehemmt wird. Es kann 
aber dem europäischen Gedanken 
nicht nützlich sein, wenn die Bevöl­
kerung als Ergebnis des „Gemein­
samen M arktes" eine Verteuerung 
ihrer Lebenshaltung, und die Arbei­
ter und A ngestellten wegen der da­
mit eintretenden M inderung der 
internationalen Konkurrenzfähig­
keit eine Bedrohung ihres A rbeits­
platzes befürchten müssen.
In offensichtlich von amtlicher Seite 
inspirierten Ausführungen zu die­
sen Fragen schreibt „Le M onde“ 
am 12. Januar; „Die Vision des 
Dr. Erhard ist nicht diejenige der 
französischen Regierung", und in 
einem Kommentar zu der holländi­
schen Kritik an den Bemühungen, 
einen dirigistischen und hoch­
protektionistischen „Gemeinsamen 
M arkt“ zu schaffen, heißt es eben­
falls in „Le Monde", daß die Fran­
zosen den „Gemeinsamen Markt" 
nur in einem protektionistischen 
Rahmen annehmen würden und die 
liberalen Vorstellungen der Hollän­
der ablehnen.

D ie F reihandelszone
Der V ertrag über den „Gemein­

samen Markt" sollte nicht abge­
schlossen, zumindest nicht ratifi­
ziert werden, wenn nicht gleichzei­
tig die Europäische Freihandels-
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Zone verwirklicht werden kann. 
In dem Bericht einer Arbeitsgruppe 
an den M inisterrat der OEEC ist 
festgestellt worden, daß und unter 
welchen Umständen es möglidi ist, 
die Freihandelszone mit dem „Ge­
meinsamen Markt" zu verbinden. 
In den V ertrag über den „Gemein­
samen M arkt" sollte deshalb eine 
Klausel aufgenommen werden, die 
die Anpassung seiner Bestimmun­
gen an die Regelung der Freihan­
delszone ermögliciit, da nur so ein 
reibungsloses Funktionieren er­
w artet werden kann.

Es w ar ein sehr glücklicher Beschluß 
der Außenminister der M ontanuni­
onsmächte, eine besondere Gruppe 
unter Vorsitz des belgischen Außen­
m inisters Spaak mit der Ausarbei­
tung des Vertragsentwurfs für den 
„Gemeinsamen Markt" zu betrauen. 
Für die Realisierung der Freihan­
delszone w äre es wünschenswert, 
wenn der M inisterrat der OEEC 
eine ähnliche Gruppe auf höchster 
Ebene unter dem Vorsitz eines 
M inisters aus einem der nicht zu 
den M ontanunionsstaaten gehören­
den Länder mit der raschest mög­
lichen A usarbeitung des V ertrages 
über die Freihandelszone und den 
mit den Partnern des „Gemein­
samen M arktes" zu führenden V er­
handlungen betraut.

Die hervorragenden Erfolge, die 
die französische Regierung bei 
ihren Verhandlungen durch früh­
zeitige Einschaltung des Parlaments 
und sachverständiger W irtschafts­
kreise erzielt hat, sollte auch die 
Bundesregierung anregen, ein glei­
ches V erfahren rechtzeitig anzu­
wenden, obwohl sie nach den Buch­
staben des Grundgesetzes berechn 
tig t ist, solche internationale Ver­
handlungen ohne Beteiligung des 
Parlam ents und der sachverständi­
gen W irtschaftskreise zu führen.

W ann werden wir den Rubikon übersdireiten?

Man sagt gern, daß die Sorge um die Preisentwicklung bei uns un­
nötig dram atisiert werde. W enn man sie mit der Entwidilung in 

benachbarten oder auch überseeischen Industriestaaten vergleiche, so 
könnten wir doch mit der Stabilität unseres Preisniveaus zufrieden sein. 
Das mag stimmen, und es mag auch stimmen, daß die Zuspitzung der 
Preisdebatte augenblicklich mehr innenpolitische als wirtschaftliche Hin­
tergründe hat. Trotzdem bleibt die nüchterne Tatsache bestehen, daß 
sich die Preisbewegung nach oben fortsetzt, und dahinter steht die Dro­
hung, daß die „schleichende Inflation" sehr schnell in eine „galoppierende 
Inflation" Umschlägen kann, wenn man die Dinge laufen läßt.

Es ist sehr gefährlich, die Preisentwicklung in das Scheinwerferlicht 
eines W ahlentscheids über die beste W irtschaftspolitik zu stellen und 
dafür — je nach dem eigenen Standpunkt — entw eder die Lohnpreis­
spirale oder die falsche Finanzpolitik des Staates verantwortlich zu 
machen. Offensichtlich reicht der psychologische Appell, Preis- und Lohn­
disziplin zu halten, nicht aus, um im gegenw ärtigen Konjunkturklim a 
die Interessentengruppen zu einem moralischen M oratorium zu bewe­
gen. Die Anwendung „brutaler Mittel" verbietet die Konzeption unserer 
Wirtschaftsordnung. Zollsenkungen können nur eine geringe Entlastung 
bringen, und man kann nicht übersehen, wie die ungedeckte Nachfrage 
auf zusätzliche Importwaren reagiert. Schließlich muß man sich auch 
fragen, wie sie mit den zu erw artenden Zollanhebungen bei Durchfüh­
rung des „Gemeinsamen M arktes" vereinbart werden können. Die Mittel 
der Kreditpolitik sind zu feinnervig, um eine kurzfristige Umkehr der 
Preisbewegung bew irken zu können, ganz abgesehen davon, daß ihre 
rigorose Anwendung bei der Anomalie unseres Kapitalm arktes einen 
höchst unerwünschten Umschwung des Konjunkturtrends im Gefolge 
haben kann.

Man führt im allgem einen die Preissteigerungen darauf zurück, daß das 
Masseneinkommen schneller als die A rbeitsproduktivität steigt. Man 
kann natürlich auch um gekehrt argumentieren, daß die Arbeitsproduk­
tiv ität durch Rationalisierung so erhöht werden muß, daß sie mit der 
Einkommenssteigerung Schritt hält, um zu einer echten W ohlstands­
steigerung zu führen. Gegen eine W ohlstandssteigerung haben wir alle 
nichts einzuwenden. W ir sind aber insofern an einem kritischen Punkt 
angelangt, als eine fühlbare Steigerung der Produktivität im Zeichen 
der Vollbeschäftigung eine vollständige Umstellung der Produktions­
technik voraussetzt. Durdi Automatisierung sind die technischen Mittel 
gegeben, um das Produktionsvolumen bei Entlastung des Arbeitsm arktes 
um ein Mehrfaches zu erhöhen. Der springende Punkt ist aber, daß es 
um ein Mehrfaches erhöht werden muß, wenn die Produktionsumstellung 
wirtschaftlich sein soll. So fürchtet man auf der Unternehm erseite, daß 
die durch Produktionsumstellung erzielte Kapazitätsausweitung weit 
über die zu erw artende Nachfragesteigerung hinausschießen w ird und 
damit eine starke Verminderung der Rentabilität zur Folge hat, während 
man auf der A rbeitnehm erseite fürchtet, daß mit der zweifellos ein­
tretenden Entlastung des A rbeitsm arktes der soziale Fortschritt gefährdet 
werden kann. W enn wir die W ohlstandssteigerungen fortsetzen wollen, 
muß aber zwangsläufig diese Umorientierung der Produktionstechnik 
kommen. Die Enge unserer volkswirtschaftlichen M ärkte mag daran 
Schuld sein, daß wir uns vor einer radikalen Umstellung der Produk­
tionstechnik fürchten. W ir müssen aber dafür gerüstet sein, wenn der 
„Gemeinsame M arkt" die Grenzen der nationalen Absatzwirtschaft 
sprengt. • (sk)
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